
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Deutsche Umwelthilfe e.V. | Hackescher Markt 4 | 10178 Berlin BUNDESGESCHÄFTSSTELLE  
BERLIN  

Hackescher Markt 4  
Eingang: Neue Promenade 3  
10178 Berl in  

 
Tel.  +49 (0) 30 2400867-0 
Fax  +49 (0) 30 2400867-19 
info@duh.de 
www.duh.de 

 

 

Deutsche Umwelthilfe e.V. | Bundesgeschäftsführung: Jürgen Resch, Sascha Müller-Kraenner, Barbara Metz 
Vorstand: Prof. Dr. Margit Mönnecke, Michael Rothkegel, Carl-Wilhelm Bodenstein-Dresler | VR: Hannover Nr. 202112 
Geschäftskonto: Volksbank Konstanz-Radolfzell, IBAN: DE89 6929 1000 0210 6772 16, BIC: GENODE61RAD 
Spendenkonto: SozialBank Köln, IBAN: DE45 3702 0500 0008 1900 02, BIC: BFSWDE33XXX  

Die Deutsche Umwelthilfe e.V. ist  
als gemeinnützig anerkannt. Das  
DZI Spenden-Siegel ist das Gütesiegel  
für seriöse Spendenorganisationen. 

 

21. Juli 2025 
 

 
Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2022/2464 hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in der durch die 
Richtlinie (EU) 2025/794 geänderten Fassung vom 10. Juli 2025 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH) engagiert sich als klagebefugter Verbraucherschutzverband 
nach Unterlassungsklagengesetz (UKlaG) im Bereich der ökologischen Marktüberwachung für die 
Durchsetzung umweltrelevanter Verbraucherschutzvorschriften. Als eingetragene Organisation 
im Lobbyregister des Deutschen Bundestages (Registernummer R001683) vertreten wir unsere In-
teressen auf Grundlage des Verhaltenskodexes zum Lobbyregistergesetz. 

Ein besonderer Schwerpunkt ist unser Einsatz gegen Greenwashing – also irreführende Aussagen 
von Unternehmen, wenn es um angebliche Umweltvorteile von Produkten, Dienstleistungen oder 
gar ganzen Unternehmen geht.  

Vor diesem Hintergrund schafft der Gesetzesentwurf zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 
(Corporate Sustainability Reporting Directive, kurz CSRD) hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichter-
stattung von Unternehmen wichtige Grundlagen für mehr Transparenz und besseren Verbraucher-
schutz im Bereich der Nachhaltigkeitsberichterstattung.  

In der aktuellen durch die Richtlinie (EU) 2025/794 geänderten Fassung bleiben zentrale Aspekte 
jedoch noch unzureichend geregelt. Dies führt dazu, dass die intendierten Wirkungen der Nachhal-
tigkeitsberichterstattung gravierend abgeschwächt werden.  

Eine gezielte Nachschärfung ist daher dringend geboten. Nur so kann sichergestellt werden, dass 
die Berichtspflichten nicht zu einer verspäteten, rein formalen Übung ohne inhaltliche Wirkung 
verkommen – und dass Deutschland seiner Verantwortung bei der effektiven Umsetzung der CSRD 
gerecht wird. 

Die Deutsche Umwelthilfe lehnt in diesem Zusammenhang jegliche Aufweichungen durch die 
Richtlinie (EU) 2025/794 (Stop-the-Clock-Richtlinie) sowie durch den Vorschlag für eine Richtlinie 
zur Änderung der Richtlinien 2006/43/EG, 2013/34/EU, (EU) 2022/2464 und (EU) 2024/1760 im 

Bundesministerium der Justiz und für  
Verbraucherschutz (BMJV) 
Referat III A2 
Mohrenstraße 37  
10117 Berlin 
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Hinblick auf bestimmte Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung und die Sorgfalts-
pflichten von Unternehmen, COM(2025) 81 final, 26.2.2025 („Substance Proposal“) ausdrücklich 
ab. Wenn Bürokratieabbau bedeutet, dass Berichtspflichten zur Nachhaltigkeit gestrichen oder ge-
lockert werden, wird dadurch letztlich der Anreiz für effektiven Klimaschutz aktiv gemindert.  

Im Folgenden finden Sie unsere Forderungen im Detail: 

Artikel 1 – Änderung des Handelsgesetzbuchs 

§ 289b Absatz 4 Nr. 2 Befreiungen 

Für Verbraucherinnen und Verbraucher ist der Zugang zur Nachhaltigkeitsberichterstattung rele-
vant, um bewusste Konsumentscheidungen treffen zu können. Damit sie auf diese ohne weitere 
Hilfsmittel zugreifen und sie erfassen können, müssen die Internetseiten und die Berichte durch 
die Unternehmen inklusive ihrer Mutterunternehmen in deutscher Sprache zur Verfügung gestellt 
werden. Dies unterstreicht die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, wonach bei einem Durch-
schnittsverbraucher allein davon auszugehen ist, dass dieser den „Grundwortschatz“ der engli-
schen Sprache beherrscht (vgl. BGH, Beschluss vom 10. Juli 2014 – I ZB 81/13 –, BPatGE 54, 297). 
Insofern sollte das Gesetz enger gefasst werden: „die Internetseite, auf der a) der befreiende Kon-
zernlagebericht des Mutterunternehmens (Absatz 2) oder der befreiende konsolidierte Nachhal-
tigkeitsbericht des Mutterunternehmens (Absatz 3) ebenso wie der Bericht selbst in deutscher 
oder englischer Sprache abrufbar ist“. 

§ 289c Absatz 2 Nr. 2 Inhalt des Nachhaltigkeitsberichts 

Ziele sind ohne das Nennen von konkreten Maßnahmen wenig mehr als leere Worte. Eine diesbe-
zügliche Ergänzung der Vorgaben stellt sicher, dass Nachhaltigkeitsziele nicht nur benannt, son-
dern auch konkret operationalisiert werden: „eine Beschreibung der zeitgebundenen Nachhaltig-
keitsziele, die sich die Kapitalgesellschaft gesetzt hat, gegebenenfalls einschließlich der absoluten 
Ziele für die Verringerung der Treibhausgasemissionen mindestens für 2030 und 2050, eine Be-
schreibung der Fortschritte, die die Kapitalgesellschaft im Hinblick auf die Erreichung dieser Ziele 
erzielt hat, eine Darstellung der zur Erreichung dieser Ziele ergriffenen oder geplanten konkreten 
Maßnahmen einschließlich zeitlicher Etappen und eine Erklärung, ob die auf Umweltfaktoren be-
zogenen Ziele der Kapitalgesellschaft auf schlüssigen wissenschaftlichen Beweisen beruhen“. 

Artikel 2 – Änderung des Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch 

Siebenundfünzigster Abschnitt, Artikel 96 Absatz 3 Übergangsvorschriften 

Die Änderungen sollten nicht zwei Jahre später als ursprünglich vorgesehen greifen. Dies ist auf-
grund der Dringlichkeit der Klimakrise ebenso geboten wie aufgrund der Transparenzpflicht gegen-
über Verbraucherinnen und Verbrauchern sowie der möglichen Benachteiligung jener Unterneh-
men, die sich frühzeitig auf die CSRD eingestellt haben. Stattdessen sollte ein Mittelweg gewählt 
werden. Das Gesetz sollte daher wie folgt lauten: „erstmals anzuwenden auf Unterlagen der Ein-
zelrechnungslegung für ein nach dem 31. Dezember 2026 2025 beginnendes Geschäftsjahr“. Die 
bislang geltende Fassung sollte letztmals „auf Unterlagen der Einzelrechnungslegung für das vor 
dem 1. Januar 2027 2026 beginnende Geschäftsjahr“ anzuwenden sein. 

Siebenundfünzigster Abschnitt, Artikel 96 Absatz 4 Übergangsvorschriften 

Die Änderungen sollten bereits für die Zeit nach dem 31. Dezember 2026 greifen: „erstmals anzu- 
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wenden auf Unterlagen der Einzelrechnungslegung für ein nach dem 31. Dezember 2027 2026 be-
ginnendes Geschäftsjahr von Unternehmen, die nicht bereits den Absätzen 1 oder 3 unterliegen. 
Unternehmen im Sinne des § 289d Satz 1 können für vor dem 1. Januar 2028 2027 beginnende Ge-
schäftsjahre beschließen, § 289b des Handelsgesetzbuchs nicht anzuwenden.“ Die bislang gel-
tende Fassung sollte letztmals „auf Unterlagen der Einzelrechnungslegung für das vor dem 1. Ja-
nuar 2028 2026 beginnende Geschäftsjahr“ anzuwenden sein. 

Siebenundfünzigster Abschnitt, Artikel 96 Absatz 5 Übergangsvorschriften 

Diese Einfügung sieht die Möglichkeit vor, dass Unternehmen in den ersten drei Jahren anstelle 
der Offenlegung konkreter Informationen zur Wertschöpfungskette lediglich ihre Bemühungen, 
Hinderungsgründe und künftigen Absichten darlegen können.  

Dies lehnen wir strikt ab. Die CSRD verfolgt das klare Ziel, wesentliche Nachhaltigkeitsrisiken und -
auswirkungen entlang der gesamten Wertschöpfungskette transparent zu machen. Gerade in Be-
reichen wie Umweltschutz und Menschenrechten treten wesentliche Auswirkungen nicht im eige-
nen Geschäftsbereich, sondern bei Zulieferern und vorgelagerten Stufen der Lieferkette auf. 

Der jetzige Entwurf weicht dieses Ziel faktisch auf. Eine generelle Ausnahme für bis zu drei Jahre 
widerspricht dem Zweck der Richtlinie. Sie gefährdet deren Wirkungsentfaltung in der Praxis und 
ist strategisch missbrauchsanfällig. Artikel 96 Absatz 5 sollte daher möglichst gestrichen, mindes-
tens aber enger gefasst werden, etwa durch die Begrenzung auf ein einzelnes Geschäftsjahr in Ver-
bindung mit einer Nachweispflicht darüber, dass die Informationen nachweislich nicht beschaffbar 
waren.  

Siebenundfünzigster Abschnitt, Artikel 96 Absatz 8 Übergangsvorschriften 

Der in Absatz 8 vorgesehene Schwellenwert in Höhe von 1000 anstelle von 500 Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern stützt sich auf das sogenannte Substance Proposal der Europäischen Kom-
mission. Doch dieser Vorstoß ist nicht mehr als ein Vorschlag und folglich bislang nicht verabschie-
det. Eine daran orientierte Anhebung des Schwellenwertes wäre politisch und wirtschaftlich ein 
fatales Signal. Zum einen würde vermittelt, dass Nachhaltigkeitspflichten ausgehöhlt werden kön-
nen. Zum anderen würde eine Schwellenwerterhöhung jene Unternehmen benachteiligen, die sich 
frühzeitig auf die CSRD eingestellt haben – und den Anreiz für proaktives Handeln minimieren. 
Ebenso wenig entsteht eine „Unverhältnismäßigkeit“, wie in der Begründung in Abschnitt B (Be-
sonderer Teil) angeführt, dadurch, dass eine zukünftige politische Entscheidung möglicherweise 
die Schwellenwerte später verändert. Wir fordern eine Anpassung der Passage auch in zeitlicher 
Hinsicht wie folgt: „Unternehmen, die im Jahresdurchschnitt nicht mehr als 1000 500 Arbeitneh-
mer beschäftigen, haben die in Absatz 1 genannten Vorschriften nicht auf Unterlagen der Einzel-
rechnungslegung für vor dem 1. Januar 2027 2026 beginnende Geschäftsjahre anzuwenden.“  

Siebenundfünzigster Abschnitt, Artikel 97 Absatz 4 Übergangsvorschriften 

Siehe zur Begründung der Forderung nach einer Streichung der beigefügten Passage, mindestens 
aber der Anpassung derselben den Vortrag zu Siebenundfünzigster Abschnitt, Artikel 96 Absatz 5. 
Artikel 97 Absatz 4 sollte gestrichen oder zumindest enger gefasst werden, etwa durch die Begren-
zung auf ein einzelnes Geschäftsjahr und eine Nachweispflicht, dass die Informationen nachweis-
lich nicht beschaffbar waren. 
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Siebenundfünzigster Abschnitt, Artikel 97 Absatz 7 Übergangsvorschriften 

Siehe zur Begründung der Forderung nach einer Änderung der beigefügten Passage den Vortrag zu 
Siebenundfünzigster Abschnitt, Artikel 96 Absatz 8. „Unternehmen, die im Jahresdurchschnitt 
nicht mehr als 1000 500 Arbeitnehmer beschäftigen, haben die in Absatz 1 genannten Vorschriften 
nicht auf Unterlagen der Konzernrechnungslegung für vor dem 1. Januar 2027 2026 beginnende 
Geschäftsjahre anzuwenden.“ 

 

Artikel 16 – Änderung des Wertpapierhandelsgesetzes 

§ 144 Absatz 2 Übergangsvorschrift 

Die Änderungen sollten bereits für die Zeit nach dem 31. Dezember 2025 greifen: „erstmals anzu-
wenden auf Jahresfinanzberichte für ein nach dem 31. Dezember 2026 2025 beginnendes Ge-
schäftsjahr“. Die bislang geltende Fassung sollte letztmals „auf Jahresfinanzberichte für das vor 
dem 1. Januar 2027 2026 beginnende Geschäftsjahr“ anzuwenden sein. 

§ 144 Absatz 3 Übergangsvorschrift 

Die Änderungen bereits für die Zeit nach dem 31. Dezember 2026 greifen: „erstmals anzuwenden 
auf Jahresfinanzberichte für ein nach dem 31. Dezember 2027 2026 beginnendes Geschäftsjahr 
von Unternehmen, die nicht bereits den Absätzen 1 oder 2 unterliegen“. Die bislang geltende Fas-
sung sollte letztmals „auf Jahresfinanzberichte für das vor dem 1. Januar 2028 2027 beginnende 
Geschäftsjahr“ anzuwenden sein. 

§ 144 Absatz 5 Übergangsvorschrift 

Die Änderungen sollten bereits für die Zeit nach dem 31. Dezember 2025 greifen: „erstmals anzu-
wenden auf Jahresfinanzberichte für ein nach dem 31. Dezember 2026 2025 beginnendes Ge-
schäftsjahr“. Die bislang geltende Fassung sollte letztmals „auf Jahresfinanzberichte für das vor 
dem 1. Januar 2027 2026 beginnende Geschäftsjahr anzuwenden sein. 

Artikel 34 – Inkrafttreten 

Absatz 1, 2 

Vor dem Hintergrund der bereits am 06. Juli 2024 abgelaufenen Umsetzungsfrist und um zeitnah 
Rechtssicherheit zu schaffen, halten wir es für nötig, die Richtlinie (EU) 2022/2464 möglichst un-
verzüglich in nationales Recht umzusetzen und anzuwenden. 

Mit der Veröffentlichung der Stellungnahme erklären wir uns einverstanden.  

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Jürgen Resch 
Bundesgeschäftsführer 


